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DerBeginn einerwunderbaren Partnerschaft
EineDruckerei ausKarlsbad hilft der Regierung desKrisenlandesMali, die anstehendeWahl vor Fälschungen zu schützen

Von unserem Redaktionsmitglied
Alexei Makartsev

Karlsbad. Seit etwa zwei Wochen rat-
tern in derWerkhalle der Karlsbader Fir-
ma Hago Druck & Medien unaufhörlich
die großen grauen Druckmaschinen, sie
spucken von 6 bis 20 Uhr bunte Papier-
bögen heraus, auf denen eine grün-gelb-
rote Flagge und ein blaues Wappen mit
aufgehender Sonne zu sehen sind. Da-
runter liest man die französischenWorte:
„Carte D’Électeur“ („Wählerkarte“).
Die Zeit drängt, der Auftraggeber hatte
um eine schnelle Lieferung gebeten. An
diesem Freitag wird also die letzte Partie

der insgesamt 1.062.500 Bögen in einem
Lkw das Druckerei-Gelände verlassen.
Sie wird nach Luxemburg gebracht, von
dort soll die sensible Fracht am kommen-
den Dienstag mit einer Boeing 747 in die
malische Hauptstadt Bamako transpor-
tiert werden. Dann endlich wird Hago-
Geschäftsführer Markus Gossenberger
aufatmen und sich auf die baldige Wahl
in dem 3.500 Kilometer entfernten west-
afrikanischen Land freuen, die sein Un-
ternehmen erst möglich gemacht hat.
„Es ist schon eine große Ehre“, sagt
stolz der dunkelblonde Brillenträger. Für
sein 1968 gegründetes Familienunter-
nehmen ist dies aber auch eine einmalige
Gelegenheit, sich ein völlig neues Ge-
schäftsfeld zu erschließen. Hochwertige
fälschungssichereDokumente für afrika-
nische Staaten: Das könnte für Hago
Druck & Medien zu einem wichtigen
Standbein werden und am Ende Gossen-
bergs Team aus elf Mitarbeitern im
harten Überlebenskampf der kriselnden
Druckbranche gut über Wasser halten.
Die Republik Mali kennt man gemein-
hin aus TV-Nachrichten, in denen es um
Massaker, ethnische Konflikte und den
internationalen Kampf gegen Islamisten
geht. 2012 sah Markus Gossenberger
voller Entsetzen im Fernsehen, wie Tua-
reg-Rebellen in Timbuktu alte Weltkul-
turerbe-Stätten zerstörten. Der nordma-
lische Konflikt war weit weg, er spielte in
einer Welt, die für viele Europäer fremd
und unverständlich war. Knapp acht
Jahre später klingelte jedoch bei Gossen-

berger das Telefon, und eine junge Frau
fragte, ob die Druckerei binnen vier Wo-
chen eine „Carte D’Électeur“ mit fluo-
reszierender Farbe für rund 8,5Millionen
wahlberechtigte Malier liefern könnte.
Viktoria Rupp lebte als Studentin ein
Jahr in Mali und fand dort ihre Liebe.
Die Designerin aus Karlsbad traf später
bei einer Urlaubsreise in das Heimatland
ihres Lebensgefährten dessen Onkel, der
als IT-Spezialist für die malische Regie-
rung arbeitet. Im vergangenen Jahr be-

suchte Honoré Dembélé das Paar im
Südwesten und war von den freundli-
chen Menschen und der modernen Tech-
nologie „made in Germany“ fasziniert.
Es stand für den Chef der Firma ICDSarl
fest, dass eine deutsche Druckerei den
verantwortungsvollen Großauftrag der
Herstellung von bald benötigtenWähler-
karten erhalten sollte. Nur welche?
Im Auftrag Dembélés holte Rupp drei
Angebote ein. „Die Bereitschaft, ein afri-
kanisches Unternehmen zum Geschäfts-

partner zu machen, war nicht überall
groß genug“, erzählt die 31-Jährige von
ihrer Suche. Laut Rupp erfüllten manche
Druckereien zudem nicht die Sicher-
heitsanforderungen an die Dokumente.
Den Zuschlag für den 80.000-Euro-Auf-
trag bekam am Ende das Unternehmen,
mit dessen Besitzer ihre Mutter befreun-
det ist. Markus Gossenberger kramte all
seine Schulfranzösisch-Kenntnisse zu-
sammen und mailte nach Bamako, dass
er sofort loslege. „Wir gingen das Risiko

ein, mit dem Drucken anzufangen, noch
ehe das Geld hier eintraf“, erzählt der
Geschäftsführer. „Ich war aber neugierig
darauf, mit Menschen aus einem anderen
Kulturkreis zusammenzuarbeiten, die
sich am Ende als sehr integer erwiesen.“
Es gebe eine „Tendenz“, dass die am
29. März 2020 geplante Parlamentswahl
inMali gefälscht werden könnte, sagt der
55-Jährige. Darum sollen die Wahlbe-
rechtigten ihre Stimmzettel nur gegen
Vorlage der in Deutschland gedruckten
„Carte D’Électeur“ erhalten. An einer
Druckmaschine bei Hago hängt ein Zet-
tel mit einer Warnung: „Achtung! Exakt
1.062.500 Bögen nach Mali liefern. Es
darf nicht mehr sein, da sonst mehr Be-
rechtigungsbögen da sind alsWähler und
sich die Gefahr von Fälschung erhöht.“
Um dieses Risiko zu mindern, werden
die Karten zudem dreifach geschützt:
durch eine Mikroschrift, die Guillochen
(sehr feines Linienmuster) und die fluo-
reszierende Farbe, die unter Schwarz-
licht leuchtet. „Ich fände es schön“, sagt
Gossenberger, „wenn die Abstimmung
sauber abläuft. Entwicklungsländer wie
Mali sollten eine Möglichkeit erhalten,
aus dem Dreck herauszukommen.“ Seine
Vermittlerin Valerie Rupp träumt davon,
noch mehr Unternehmen in der Region
mit potenziellen Partnern in Afrika zu
vernetzen. „Leider ist das Misstrauen
aber bislang groß, und es ist mühsam, da-
gegen anzukämpfen“, gibt sie offen zu.
Für Markus Gossenberger geht es auch
um die Zukunft seiner Firma mit einem
Umsatz von 1,2 Millionen Euro (2019),
die sich angesichts der Strukturkrise in
der Druck-Branche gegen die billige In-
ternet-Konkurrenz behauptenmuss. Bis-
lang schreibe sie schwarze Zahlen. „Aber
die Druckereien verrecken, eine nach der
anderen“, sagt der gelernte Schriftsetzer.
„Die gemütlichen Zeiten sind vorbei, und
man muss alles versuchen, was geht.“
Deswegen ist der weitgehend unent-
deckte Markt Afrikas für Hago Druck &
Medien interessant. Läuft alles gut, so
die verhaltene Hoffnung des Geschäfts-
führers, könnte sein Unternehmen dank
der Kooperation mit ICD Sarl vielleicht
Wahlunterlagen für andere Länder
liefern – und damit auch einen Beitrag
für die Demokratisierung des Kontinents
leisten. Gossenberger würde nach eige-
nen Worten gerne mal nach Mali reisen,
um das Land besser kennenzulernen, das
seine Neugier geweckt hat. „Als radika-
ler Umweltschützer, der daheim die Tem-
peratur auf 18 Grad hält, reise ich aber
nicht so gerne in den Urlaub mit dem
Flugzeug“, räumt er schmunzelnd ein.

MEHR SICHERHEIT DANK DEUTSCHER QUALITÄT. Markus Gossenberger, Geschäftsführer der Firma Hago Druck & Medien, lässt mit
einer UV-Lampe die fluoreszierende Farbe auf den frisch gedruckten malischen Wählerkarten leuchten. Foto: Makartsev

1.062.500
Bögen mit Wählerkarten

verschickt die Karlsbader Firma
Hago Druck & Medien
in die Republik Mali.

22. Februar
2000 – Die US-Raumfähre En-
deavour mit dem deutschen Astro-
nauten Gerhard Thiele an Bord be-
endet ihre Mission zur Vermessung
der Erde und landet nach elf Tagen
im All wieder in Cape Canaveral.
1970 – Der israelische Außen-
minister Abba Eban trifft als erstes
israelisches Regierungsmitglied zu
einem offiziellen Besuch in der Bun-
desrepublik ein.

23. Februar
1947 – Die internationale Organi-
sation für Standardisierung (ISO)
nimmt in Genf die Arbeit auf. Sie
erarbeitet internationale Normen
für Produkte und Dienstleistungen.
1945 – Die britische Luftwaffe
bombardiert die Stadt Pforzheim.
Weit mehr als 17.000 Menschen
sterben. Neben Hamburg und Dres-
den gehört Pforzheim zu den im
Luftkrieg am schwersten zerstörten
Städten. dpa

Zehntausendemit
Thunberg aufDemo
Hamburg (dpa). Greta Thunberg, die
Hip-Hop-Combo Fettes Brot und eine
Schweigeminute: Zehntausende Men-
schen haben am Freitag in Hamburg zu-
sammen mit der schwedischen Kli-
maaktivistin ein Zeichen für einen ent-
schlosseneren Kampf gegen die Erder-
hitzung gesetzt.
Zwei Tage vor der Bürgerschaftswahl
in der Hansestadt forderten die Teilneh-
mer auf Plakaten entschlossene politi-
sche Initiativen für mehr Kliamschutz.
Auf Transparenten war unter anderem
zu lesen: „Wir streiken bis ihr handelt“
und „The Earth Is On Fire“. Die Polizei
sprach von rund 20.000 Teilnehmern, die
Organisatoren von 60.000.

LetzteHoffnungHamburg
SPDbei Bürgerschaftswahl-Umfrage vorne /Hanau überschattet Schlusswahlkampf

Von unseren Mitarbeitern
Martin Fischer und Basil Wegener

Hamburg/Berlin.Wer in den vergange-
nen Wochen Saskia Esken oder Norbert
Walter-Borjans als Wahlkampfhelfer in
Hamburg erwartet hat, wurde ent-
täuscht. Die neuen SPD-Bundesvorsit-
zenden waren zu den Veranstaltungen
der Hamburger Genossen auch gar
nicht eingeladen. Bürgermeister Peter
Tschentscher hatte im zähen Rennen um
den Parteivorsitz seinem Amtsvorgän-
ger, Bundesfinanzminister Olaf Scholz,
die Daumen gedrückt – und war dann
folgerichtig zu dem neuen SPD-Spit-
zenduo auf Distanz gegangen. Der Plan
scheint aufzugehen, vor der Bürger-
schaftswahl an diesem Sonntag: Wäh-
rend die SPD in Umfragen bundesweit

aktuell bei 14 Prozent dümpelt, könnte
sie in Hamburg dicht an die 40 Prozent
kommen. Rot-Grün könnte dann mit
einer deutliche Mehrheit weiterregieren.
Der „Cum-Ex“-Skandal, der im Wahl-
kampf-Endspurt für Wirbel sorgte, hat
bislang kaum Auswirkungen auf die
Umfrageergebnisse. Sowohl die Grü-
nen-Bürgermeisterkandidatin Katha-
rina Fegebank als auch die Spitzenkan-
didaten der Oppositionsparteien hatten
von Tschentscher Aufklärung zum
Umgang der Finanzbehörden mit der
Warburg Bank verlangt.
Im Raum stehe der Vorwurf der politi-
schen Einflussnahme, sagte die Zweite
Bürgermeisterin Fegebank in einem TV-
Duell. Es müsse klar gemacht werden,
warum eine Steuerrückforderung von 47
Millionen Euro aus dem Jahr 2009 nicht

erhoben wurde und verjährte. Tschent-
scher wies den Vorwurf der politischen
Einflussnahme erneut zurück. Zum
konkreten Fall wollte sich der Bürger-
meister wegen des Steuergeheimnisses
aber nicht äußern.
In der Wahlkampf-Schlussphase sag-
ten SPD, Grüne, Linke, CDU und FDP
dann mehrere für Donnerstag und Frei-
tag geplante Veranstaltungen ab. Grund
war die mutmaßlich rechtsextreme und
rassistische Gewalttat von Hanau mit
zehn Todesopfern. Auch die AfD Ham-
burg ließ ihre Wahlabschluss-Veranstal-
tung ausfallen. Aufgrund der politisch-
medialen Stimmungsmache und der zu
erwartenden massiven Gegenproteste
könne die Sicherheit der Bürger vor Ort
nicht garantiert werden, teilte die Partei
mit. Außerdem wolle sich die AfD Ham-
burg nicht vorwerfen lassen, dass man
pietätlos gehandelt habe.
Laut eines am Donnerstag veröffent-
lichten ZDF-Politbarmometers „Extra“
käme die SPD auf 39 Prozent, wenn
schon jetzt die Bürgerschaftswahl wäre.
Die Grünen würden bei 24 Prozent, die
CDU bei 12 Prozent liegen. Der Projek-
tion zufolge würde die Linke 8,5 Prozent
erreichen, die AfD 6 Prozent. Die FDP
muss demnach um den Einzug ins Par-
lament bangen (5 Prozent).
Als stärkste Kraft in Hamburg die
Nase vorn zu behalten, dürfte über die
Verluste hinwegtrösten, zumal es zwi-
schenzeitlich in Umfragen auch so aus-
sah, als ob der einst viel kleinere Koali-
tionspartner diesmal das Ruder im Se-
nat übernehmen könnte. Erst im Wahl-
kampffinale gingen die Zustimmungs-
werte für die SPD so deutlich hoch.
Geschickt hat Tschentscher den Grü-
nen das Thema Klimaschutz als Allein-
stellungsmerkmal abgenommen. „Grü-
ner wird’s nicht“ als mit seiner SPD,
verspricht er und erläutert den Grünen
und der Herausforderin Fegebank gern
den Unterschied zwischen Wollen und
Können. Die SPD stehe für ein „weiter
so“, hält die Wissenschaftssenatorin da-
gegen. ´Fegebankwolle „mehr aus dieser
Stadt machen“ und sie schneller in eine
klimafreundliche Zukunft führen.

DIE KONKURRENTEN Katharina Fegebank (Bündnis 90/Die Grünen) und Peter Tschentscher
(SPD) in der TV-Diskussion „Das Duell“ beim Norddeutschen Rundfunk. Foto: dpa

Wahl des
Parlaments

Teheran (dpa). Der Iran hat inmitten
einer schweren Wirtschaftskrise infolge
der US-Sanktionen ein neues Parlament
gewählt. Mehr als 7.000 Kandidaten be-
werben sich um die 290 Mandate. Über-
schattet wird die Wahl von der umstrit-
tenen Ablehnung gemäßigter Kandida-
ten, die Präsident Hassan Ruhani nahe-
stehen. Fast 75 Prozent der Kandidaten
aus Ruhanis Lager sollen vom Wächter-
rat, der laut Verfassung über die ideo-
logische Standfestigkeit der Kandidaten

wacht, disqualifiziert worden sein. Der
Wächterrat ist kein demokratisch ge-
wähltes Gremium und seine Kriterien
sind nicht transparent.
Damit hat dieOpposition gegenRuhani
beste Chancen, erstmals nach sieben
Jahren eine Wahl zu gewinnen. Die Ko-
alition der Konservativen und Hardliner
mit demehemaligenPolizeichefMoham-
med Bagher Ghalibaf als Spitzenkan-
didaten könnte die politisch wichtigen
30 Sitze in Teheran erobern.
Fast 58 Millionen der 83 Millionen Ira-
ner waren wahlberechtigt, aber Beob-
achter gehen von einer niedrigen Wahl-
beteiligung aus. Ihrer Einschätzung
nach sind die Menschen der Auffassung,
dass das Parlament – egal in welcher
Konstellation – nicht in der Lage sei, die
politischen und wirtschaftlichen Pro-
bleme im Iran zu lösen. Vielmehr seien
diese nur über eine neue Außenpolitik,
insbesondere eine Änderung der Nah-
ost-Strategie und Verhandlungen mit
dem Feind USA zu bewältigen. Die 290
Abgeordneten hätten keine Autorität.
Das staatliche Fernsehen sprach von
einer sehr hohen Wahlbeteiligung in der
Hauptstadt und anderen Provinzen. Die
iranische Führung erwartet eine Wahl-
beteiligung zwischen 50 und 60 Prozent.
Es gab auch Spekulationen, dass die
Wahlbeteiligung aus Sorge vor einer
Ansteckung mit dem neuartigen Coro-
navirus niedrig ausfällt.

Opposition
hat Chancen in Teheran
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